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Am 8. März 2000 hat das Ministerkomitee des Europarats die Empfehlung R
(2000) 7 verabschiedet, die sich mit dem Recht der Journalisten beschäftigt, ihre
Informationsquellen nicht preiszugeben. Die Empfehlung folgt der Argumentation
des Urteils des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Sachen Goodwin
gegen das Vereinigte Königreich (27. März 1996), in dem der Gerichtshof
entschied, dass Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention
journalistische Quellen als eine der Grundvoraussetzungen der Pressefreiheit
schützt und „Quellen ohne einen solchen Schutz davor zurückschrecken könnten,
die Presse bei der Information der Öffentlichkeit über Angelegenheiten von
öffentlichem Interesse zu unterstützen". Angesichts der Bedeutung des Schutzes
journalistischer Quellen war unter dem Lenkungsausschuss Massenmedien ein
zwischenstaatlicher Ausschuss für Medienrecht und Menschenrechte eingesetzt
worden, der sich für die Stärkung und Ergänzung dieses Schutzes einsetzen soll,
indem er den Mitgliedstaaten gemeinsame rechtliche Prinzipien empfiehlt.

Die Empfehlung R (2000) 7 erweitert beispielsweise den Schutz über die bloße
Identität einer Quelle hinaus auf faktische Umstände, unveröffentlichte Inhalte
und relevante Daten von Journalisten und ihren Arbeitgebern. Auch andere, die
aufgrund ihrer beruflichen Beziehungen zu Journalisten Kenntnis von
Informationen über eine Quelle erlangen, sollen das Recht haben, die Quelle nicht
preiszugeben. Das Ministerkomitee empfahl, dass angemessene
Alternativmaßnahmen - einschließlich der Beweise, die einem Gericht aus
anderen Verfahren, zur Verfügung stehen - ausgeschöpft sein müssen, bevor die
Preisgabe einer Quelle angeordnet werden kann. Außerdem sollen Journalisten
über dieses Recht informiert werden, bevor eine Preisgabe angeordnet wird.
SankMedien der Menschenrechte Abteilung tionen für die Nichtbefolgung einer
solchen Anordnung sollen ausschließlich von den Justizbehörden verhängt werden
Direktion und vor Gericht angefochten werden können. Gegen die weitere
Verbreitung oder die spätere Nutzung der preisgegeEuroparat benen
Informationen sollen prozedurale Sicherungen eingeführt werden. Letzteres
beträfe insbesondere das Abfangen von Mitteilungen sowie Überwachungs-,
Durchsuchungs- und Beschlagnahmungsaktionen. Allerdings ist das Recht der
Journalisten, ihre Quellen nicht preiszugeben, kein absolutes Recht, und die
Empfehlung R (2000) 7 unterstreicht dies mit dem Rat, die nationalen Behörden
sollten möglicherweise divergierende Rechte und Interessen sorgfältig und offen
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abwägen und das bedeutende öffentliche Interesse am Schutz der Vertraulichkeit
von Quellen anerkennen.

Die Empfehlung zielt darauf ab, sowohl für Journalisten und deren Quellen als
auch für Justiz- und Polizeibehörden mehr Rechtssicherheit zu schaffen. Die
Prinzipien der Empfehlung R (2000) 7 sollen dem Ministerkomitee auch als
Bezugspunkt dienen, wenn sie die Einhaltung der Zusagen durch die
Mitgliedstaaten überwachen.

Empfehlung R (2000), die sich mit dem Recht der Journalisten beschäftigt, ihre
Informationsquellen nicht preiszugeben.
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